
0411212012 12:31

111 c 152t12

Amtsgericht Bonn

IM NAMEN DES VOLKES

{FAX)

Verkündet am 29,11,2012

Jacobe
Jrtstlzbeschäftlgte
ale Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Klägerin,

Beklagte,

P.002/01s

Urteil

ln dem Rechtsstreit

der EURO 2000 Autovermletung GmbH, vertr.

Dung, Siegburger Str, 37 - 39,53229 Bonn,

d. d, Gf, Rudolf Bayer und Frank

Rechtsanwälte WenÖing und Brix,

Hochkreuzallee 1, 531 75 Bonn,

gegen

Prozess bevollmächtl gte :

Pnczessb evo llmächti gte:

hat das Amtsgericht Bonn

auf dle mündliche Verhandlung vom 25-1O.2012

durch den Richter am Amtsgericht Fühling

für Recht erkannt:

Die Beklagte wird vorurteilt, an die Ktägerin 2.448'$1 Euro nebst Zinsen ln

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinseatz aus 480,17 Euro selt

dem 01.03.2012, aus 148,29 Euro seit dem 27'03 '2012, qus 381'27 Euro seit

dem 10.04.2012, aus 120,78 Euro seit dem 16.05.2012, aul 1'248,28 Euro

seit dem 02.05.2012 und aus 69,88 Euro seit dem 07'06'2011 sowie
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außergerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von insgesamt 124,65 Euro

nebst Zlnsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Baslszlnssatz selt dem

03.08.2012 zu zahlen; im Übrigen wlrd dlo Klage abgewiesen,

Dle Kosten des .Rechtsstrelts werden der Klägerln zu g,B T, und der Beklagten

zu 9O,2 % auferlegt.

Das Urteil ist vorläuflg vollstreckbar, für dle Klägorin jedqch nur gegen

Sicherheltsleistung in Höhe von 110 % des jewells zu vollstreckenden

Betrages. Die Klägerin kann die Voltstreckung gegen slch durch

Slcherheitsleistung in Höhe von 11o % des Jeweils zu vollstreckenden

Betrages abwenden, wenn nlcht dio Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit

in Höhe von 1 10 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages lelstet,

,TÄTBESTAND;

Die Klägerln, eln Autovermietungsunternehmen, macht gegenüber der Beklagten,

einer Kraftfahaeughaftpflichtverslcherung, aus abgetretenem Recht Ersatz restlicher

Mletwagenkosten nach sechs Verkshrsunfällen in Bonn geltend, bei denen dle volle

Einstandspfllcht der Beklagten dem Grunde nach unstreltlg lst,

Fall 1:

Drar Geschädlgte lllFl| mietete aufgrund eines Verkehrsunfalles vom

211.01.2012 vom 06.02,2012 bis zum 13,02.2012 ein Mietfahzeug der Gruppe 6 bel

dor Klägerin, Dle Klägerin erachtet hierfür einen Betrag in Höhs von 1144,80 € für

erforderlich. Die Beklagte hat auf dle Rechnung dor Klägerin 535,83 € gezahlt. Den

Restbetrag mahnte dle Klägerin mit Schrelben vom 22.02.2012 unter Frlstsetzung bis

zum 29.02.2012 an, Am 25,01 .2012 hatte die Beklagte an den Geschädigten ein

Arnschreiben mit auszugsweise folgendem Woftlaut gerlchtet:

"lrllietwagenkosten slnd nlcht uneingeschränkt erstattungsfähig. Verglelchen Sle

diaher vor Anmietung dle Angebote verschledener Mietwagenfirmen. Rufen Sls lm

Bedarfsfall bitte an. Wlr können lhnen bel der Reservierung eines Mietwagens

behilfllch sein.

P.003/0'ts
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Der folgenden Tabelle können Sie entnehmen, zu welchen Tagesnettoprelsen (incl.

aller Kllometer und Haftungsreduzlerung/Vollkasko) Sie anlässlich des Unfalls ein

gleichwertlges Fahzeug qnmieten können,

/\\.../

Zu dlesen Preisen ist zum Belsplel bei den Mietwagenfirmen Europcar (.,.) und Caro

(,.,) ein Mietwagen erhältlich, (.,.) Der Mletwagen wird auf Wunsch zugestellt und

aur:h wieder abgeholt. Geben Sie bitte bei der Reseruierung die oben genannte

Bezugs4umrn6r für Ruckfraggn an."

Fall 2:

Diel Geschädlgte üIIl mietete aufgrund elnes Verkehrsunfalles vom

01 03.2012 vom 07,03,2012 bls zum 09.03.2012 ein Mietfahrzeug der Grupp e 2 bei

der Klägerin. Die Klägerin erachtet hierfür elnen Betrag in Höhe von 402,80 € für
erforderlich, Dle Beklagto hat auf die Rechnung der Klägerin 210,77 € gezahlt. Den

Restbetrag mahnte die Klägerin mit Schrolben vom 19.03.2012 unter Fristsetzung bis

zurn 26.03 .2O12 an.

Fall 3: .

DitlGeschäd|gteffim|eteteaufgrundeinesVerkehrsunfal|esVom
27,.O1,2012 vom 12.03.2012 bls zum 16.03.2012 ein Mietfahrzeug der Gruppe 6 bel

den Klägerin. Die Klägerin erachtet hierfür einen Betrag In Höhe von 778,00 € für

efforderlich. Dle Beklagte hat auf die Rechnung der Klägerln 312,73 € gezahlt. Den

Restbetrag mahnte die Klägerln mlt Schrelben vom 02.04.2012 unter Frlstsetzung bls

zum 09.04.2012 an. Der Geschädlgten war am 2e.01.2012 durch elne Mitarbeiterin

deir Beklagten telefonisch angeboten worden, dass ein Mietfahrzeug zum Prels von

51,00 Euro arn Tag netto angemietet werden könno. Der exakte weitere lnhalt des

Telefonats kann nlcht mehr rekonstruie( werden.

Fall 4:

Dio Geschädigte JFl|fr mletete aufgrund elnes Verkehrsunfalles vom

16.03.2012 vom 24.04.2012 bis zum 25.04,2012 ein Mietfahaeug der Gruppe 4 bei

der Klägerin. Dle Klägerin erachtet hierfür elnen Betrag in Höhe von 175,43 € für

erforderlich. Die tseklagte hat auf dle Rechnung der Klägerln 45,22 € gezahlt. Don

Restbetrag mahnte die Klägerin rnit Schrelben vom 08.05.2012 unter Fristsetzung bis

P.004/015
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zum 15.05.2012 an. Am 19.03,2012 hatte die Beklagte an den Geschädlgten ein

Anschreiben mlt auezugsweise folgendem Wortlaut gerlchtet:

"[Vlietwagenkosten sind nicht unelngeschränkt erstattungsfählg. Vergleichen Sie

daher vor Anmletung die Angebote verschiedener Mietwagenflrmen. Rufen Sie im

Bedat'fsfall bitte an, Wlr können lhnen bel der Reservlerung elnes Mietwagens

behilflich sein.

Zu welchen Tagesnettopreisen (lncl. alter Kilometer, Wlnterreifen, Zusatzfahrer und

HaftungsreduzierungA/ollkasko mit elner Selbstbeteiligung von maximal 350 €) Sie

anlässlich des Unfalls ein gleichwertiges Fahaeug anmieten könnon, können Sie der

folgenden Tabelle entnehmen,

(...)

Zu diesen Preisen istzum Belsplel bei den Mietwagenflrmen Europcar(,,,) und Caro

(...) ein Mletwagen erhältlich. (,,,) Vorauskasse oder der Einsatz elner EC- oder

Kreditkarte lst nicht erforderlich, Der Mietwagen wlrd auf Wunsch zugostellt und auch

wieder abgeholt. Geben Sle bltte bei der Reserulerung die oben aufgefürhte

Bezugsnummer für Rückfragen an,"

Fall 5:

DerGeschäd|gteffifmieteteaufgrundeinesVerkehrsunfa||esVom
2i1.O4,2012 vom 23.04,2012 bis zum 10.05,2012 eln Mletfahrzeug der Gruppe 6 bei

dor Klägerln. Die Klägerin eraohtet hierfür elnen Betrag In Höhe von 2711,60 € für

erforderlich. Dle Beklagte hat auf die Rechnung der Klägerln 14e332 € gezahlt. Den

Restbetrag mahnte dle Klägerin mit Schreiben vom 25.05 .2012 unter Fristsetzung bls

zum 01.06,201 2 an. Dem Goschädigten war am 23,04.2012 durch elne Mitarbeiterin

der Beklagten telefonlsch die Vermittlung elnes Mietfahzeuges bel der Firma

Europcar zum Prels von kalendertäglich 58,00 Euro angeboten worden. Dor exakte

weitere Inhalt des Telefonats kann nlcht mehr rekonstruiert werden.

Fall 6:

Dle Geschädigto ä IIn mletete aufgrund elnos Verkehrsunfalles vom

14.O5.2012 vom 14,05,2012 bis zum 15.05.2012 eln Mietfahrzeug der Gruppe 1 bel

der Klägerln, Die Klägerln erachtet hlorfür einen Betrag in Höhe von 168,00 € für

erforderlich, Die Beklagte hat auf die Rechnung der Klägorln 98,12 € gezahlt, Den

P.005/015
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Restbetrag mahnte die Klägerin mit Schrelben vom 30.05,2012 unter Frlstsetzung bis

zum 06.06 .2o12 an.

Fenner forderte dle Klägerin die Beklagte In allen Fällen jewetls nach Fristablauf mlt

anwaltlichem Schrelben erneut zur Zahlung auf.

Die Klägorin hat in allen Fällen die Miete samt Umsatzsteuer voffinanziert; zudem

wurden alle Mletfahrzeuge ohne Sicherheitslelstung zur Verfügung gestellt, In allen

Fätlen wurde elne Vollkasko- und Teilkasko-Verslcherung mit 300,00 Euro und

1511,00 Euro zur Verfügung gestellt.

Dicl Klägerin hat die Mietwagenkosten auf der Grundlage des

Schwacke-Automietpreisspiegels unter Hinzurechnung eines Zuschlags für

unfallbedlngto Zusatzlelstungen berechnet. Wegen der Einzelheiten der

Schadensberechnung wird auf die Selten 10 - 13 der Klageschrift Bezug genommen,

Die Klägerln beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 2.714,64 € nebst Zinsen in Höhe von 5

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 608,97 € seit dem 01 .03.2012,

aus 192,03 € seit dem 27.03.2012, aus 465,27 € soit dem 1O.O4.2O12, aus

130,21 € seit dem 16.05.2A12. aus 1.248,28 € selt dem 02,06.2012 und aus

69,88 € selt dem 07.06.2012 sowie außergerichtliche Rechtsanwaltsgebühren

in Höhe von inegesamt 445,10 € nebst Zlnsen In Höhe von 5 Prozentpunkten

über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

dle Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Ansicht, die Geschädlgten in den Schadensfällen 'l sowie 3 - 5
seien unter Schadensminderungsgesichtepunkten gehalten gewesen, auf die

mündliohen und schriftllchen Angebote der Beklagten auf Verntittlung preiswefterer

Mletwagen einzugehen. Außerdem meint sis, dass bei den Mietwagenkosten die

Ertrebung des Fraunhofer-lnstituts zur Anwendung kommen müsse. Schließlich

könne in keinem elnzlgen Fall ein pauschaler Aufschlag von 2oo/o sowie ein

P.006/015



0411212012 12:32 (FÄ}()

-6-
Aufschlag für die Ausrtistung der Mietfahzeuge mit Winterreifen vorgenommon

werden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen

den Parteien gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug gonommen.

ENTSCHETpVNGSGRÜNpEr

l. Die Klage ist überwiegend begründet.

1. Die Klägerin hat gegen die Beklagte elnen Anspruch auf Zahlung weiterer

Mletwagenkosten ln Höhe von 2.448,61 Euro gemäß SS 7 SIVG, 115 Abs. 1 VVG

i.V.m. S 398 BGB.

a) Es ist sachgerecht, als Schätzungsgrundlage den Schwacke-Automietpr,elsspiegel

heranzuziehen,

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerlchtshofs (BGH, Urt. v.

02.02.2010 - VI ZR 139/08, Jurls Rn 10, 24 tf .: BGH, Urt. v. 02.02.2011 - Vl ZR 7lO9,

jurls Rn B, 18 ff.; ferner BGH, Urt. v, 24.06.20A8 - Vl ZR 234107, Jurls Rn 14, 22 f .)

und des Landgerlchts Bonn (LG Bonn Uft. v. 28.06,2011 - I S 86/11; LG Bonn,

Beschf. v.07.11.2011 - B S 235/11; LG Bonn, Beschl. v. 09.01 .2012 - B S 255111),

deir slch das Gericht anschließt, kann der Geschädlgte von dem Schädiger bzw.

dessen Haftpflichtversicherer nach S 249 BGB als erforderlichen

Herstellungsaufwand den Ersatz derjenlgon Mietwagenkosten verlangen, die ein

verständlger, wirtschaftlich denkonder Mensch ln der Lage des Geschädlgten fur

zweckmäßig und notwendlg halten darf. Der Geschädlgte ist dabel ebenso wle In

andoren Fäilen, In denen er dle Schadenebeseitigung selbst in die Hand nimmt, nach

dem aus dem Grundsatz der Erforderlichkelt hergeleiteten Wiftschaftllchkeltsgebot

gehalten, im Rahmen des ihm Zumutbaran von mehreren mögllchen den

wirtschaftlicheren Weg der Schadensbeseitigung zu wählen. Das bedeutet für den

Berelch der Mletwagenkosten, dass er von mehreren auf dom örtlich relevanten

lVlarkt: nlcht nur für Unfallgeschädlgte - erhältllchen Tarifen für dle Anmietung eines

vergleichbaren Ersatzfahrzeugs (innerhalb eines gewl$sen Rahmons) grundsätzlich

nur den gtJnstigeren Mietprols ersetzt verlangen kann. Ausgangspunkt für die

Eetrachtung blldet folglich der ortsübliche Normaltarif. Zu dessen Bestimmung kann

ln Ausübung des tatrichterllchen Ermessens gemäß S 2e7 ZPO aut das gewichtete

P.007/015
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Mlttel des Schwacke-Automietpreisspiegels im

Geschädigten zurückgeg riffen werden,

(FA){)

Postleltzahlengebiet

P.008/015

des

Dle von der Beklagten vorgetragenen Elnwsndungen sind nlcht geeignet, Zweifel an

der Elgnung des Schwacke-Autornietpreisspiegels im konkreten Fall zu begründen.

Insbesondere liegen keine auf den konkreten Fall bezogenen Einwände gegen dlo

Schätzgrundlage vor, so dass nach der Rechtsprochung des Bundesgerlchtshofs

(BGH, Urt, v. 22,02.2011 - Vl ZR 353/09, r+s 2011,264, Rn 7 f,; BGH, Urt, v.

18,05,2010 - Vl ZR 2931A8, NJW-RR 2010, 1251, Rn 4), der sich das Gerlcht

anschließt, kelne Veranlassung bestand, die Eignung des

Schwacke-Automletprelssplegels zur S chadensschätzung zu klären.

b) Ein Abzug für erspade Aufwendungen ist nicht gerechtfertlgt, da in allen Fällen

die Geschädlgten Jewells eln Fahzeug einer niedrigeren Fahrzeugklasse angomletot

halren.

c) Dlo Klägerln lst In den Fällen 5 und 6 auch berechtigt, einen Aufschlag von 2O o/o

auf den ortsübllchen Normaltarif zu vorlangen

Zwar kann ein Geschädigter - wie oben bereits dargelegt - naeh der ständigen

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs von mehreren auf dem öftllch rolevanten

Markt erhältlichen Tarifen grundsätzlich nur den günstlgeren Mietpreis ersotzt

vorlangen.

Der Geschädigte verstößt allerdlngs noch nlcht alleln dadurch gegen das

Wltischaftlichkeitsgebot, dass er ein Kraftfahrzeug zu elnem Unfallersahtarll

anmietet, der gegenüber dem Normaltarif teurer lst, sowelt die Besonderheiten jenes

Tanlfs mlt Rückslcht auf die Unfallsituation (etwa die Vorflnanzierung, das Risiko

eines Ausfalls mlt der Ersatzforderung wegen falscher Bewertung der Anteile am

Unfallgeschehen durch den Kunden oder das Mietwagenunternehmen u.ä.) einen

gegenüber dem Normaltarif höheren Preis rechtfeftigen, weil sie auf zusätzllchen

Lelstungen des Vermieters beruhen, die durch die besondere Unfallsltuatlon

veranlasst und infolgedessen zur Schadonsbehebung nach $ 249 BGB erforderlich

slnd (BGH, Urt. v. 24.Q6,2008 - Vl 2R234107, Juris Rn 14; BGH, Urt. v. 19,01 .2010 -
Vf ZR 112lO9,1uris Rn 5; LG Bonn, Urt. v.28.06.2011 -8 S 86/11;LG Bonn, Beschl.

v.07.11.2O11;LG Bonn, Boschl. v.09.01 .2012 -B S 255111).
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Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs lst für die Frage der

betrlebswifischaftllchen Reohtfertigung des Unfallersatztarifs nicht auf. den konkreton

Einzelfall abzustellen und dle Kalkulation des konkroten Vermieters irrr Elnzelnen

, nachzuvollziehen, sondern eine generelle Botrachtung vozunehrnen, Dass aufgrund

der Besonderheiten der Unfallsltuation in der Rogel ein höherer Mietwagenprels als

der Normaltarlf zur Schadensbeseitlgung i.S-d. $ 249 Abs. 2 Satz t BGB erforderlich

ist, steht nlcht mohr grundsätzlich In Streit. Selbst der Gesamtverband der Deutschen

Versicherungswlrtschaft (GDV) erkennt an, dass bel der Vermieiung von

Unfallersatzfahrzeugen wegen vermehrter Beratungs- und Servicelelstungen,

erhöhten Verwaltungsaufwands und Zinsverlusten aufgrund von längererr

Zahlungsfristen eln Aufschlag auf den Normaltarif geboten lst (vgl, Ziffer 4 des

Ergebnlsprotokolls der Gespräche zwischen dem Bundesverband der Autovermletor

(BAV) und GDV vom 29,09.2006, NJW-Spezial 2006, 548). Die Erhöhung des

Mietpreises kann ln Form eines pauschalen Aufschlags auf den Normaltarif erfolgen,

dessen Höhe wlederum der bei der Schadensabrechnung bssonders freigestellte

Tatrlchter gemäß S 2e7 ZPO schätzen kann (BGH, Urt. v. 02,02.2010 - Vt ZR 7l}g,

juris Rn 8), Das Gerlcht schließt sich insowelt der Rechtsprechung des

Bundesgerichtehofs und des Landgerlchts Bonn an, wonach der Aufschlag 20 %
beträgt (BGH, Urt. v. 19.01.2010 - Vl ZR 112109, juris Rn 5; OLG Köln, Urt. v,

02.03.2007 - 19 U 181/06, jurls Rn 31; OLG Köln, Beschl, v. A4.O4.2008 - 4 U 1108,

Juris Rn 5; LG Bonn, Urt. v. 28.06,2011 - I S 86/11; LG tsonn, Beschluss v,

07.11.2O11- I S 235111; LC Bonn, Beschl. v. 09.01 .2012 - 6 S 255111).

Die Klägerln hat die spozlflschen Koston bei der Vermietung von

Urrfallersatzfahrzeugon für die Schadensfälle 5 und 6 lm Elnzelnen dargetan, ohne

dass dle Beklagte dem substantiiert entgegengetreten ist, Dass die Anmietung der

Ersatzfahaeuge in den Fällen 5 und 6 noch am Unfalltag erfolgto, ist unstreitig. Der

btoße Hlnweis, die Geschädigten selen auf die Inanspruchnahme der

unfallspeziflschen Mehrleistr.rngen nicht angewlesen gewesen, lst vor dem

Hintergrund der oben zitierten Rechtsprechung nicht ausreichend.

Der nach den vorstehenden Ausführungen anzusetzende Aufschlag von 20 a/o ?ut

den Normaltarif kommt jedoch nlcht in den Fällon In Betracht, in denen den

Geschädlgten die Anmietung eines Ersatzfahrzeugs zum Normaltarif ohno welteres

zugänglich war. Dles ist dann der Fall, wenn zwischen dom Unfallereignls und der

Anmietung der jeweiligen Mletfahrzeuge ein Zoltraum von mehreren' Tagen

vergangen ist, in dem es don Jeweiligen Geschädlgten zumutbar war, slch nach

P.009/015
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günstlgeren Tarifen,zu erkundigen (OLG Köln, Urt. v, 18,03.201'1, NVZ 2011,450,

452), Nach diesen Grundsätzen kann die Klägerin in den Fällen 1 - 4 keinen

Aufschlag verlangon, da In Fall 1 ein Zaitraum von 13 Tagen, ln Fall 2elnZeltraum

von 6 Tagen, in Fall 3 ein Zeltraum von 6 Wochen und 3 Tagen und in Fall 4 ein

Zeitraum von 5 Wochen und 4 Tagen zwlschen Unfall und Anmietung elnes

Ersatzfahrzeuges lag, lnnerhalb dessen sich dlo jeweiligen Geschädigten nach

günstigeren Tarlfen hätten erkundigen können.

d) Die von der Klägerln In Rechnung gestellten Kosten für Winterreifen slnd ebenfalls

erstattungsfähig (LG Bonn, Beschluss v. 29.12.2011 - I s 234t11), Elner

Autovermietung muss es vorbehalten bloiben, die für die Vorhaltung von Winterreifen

entstehenden Mehrkosten kalkulatorisch auch als Zusatzkosten in Rechnung zu

stellen,

e) Die Geschädigten In den Fällen '1 sowie 3 - 5 waren unter

Schadensmlnderungsgeslchtspunkten nicht gehalten, auf die mündllchen und

schriftlichen Angebote der Beklagten auf Vermlttlung preiswerterer Mietwagen

elnzugehen. Ein Verstoß gegen die Schadensminderungspfllcht gemäß S 254 BGB

hätte nur dann vorgelegen, wenn die Beklagte den Geschädigten inhaltlich

gleichwerlige Angebote zu denjenigen der Klägerln aufgezelgt hätte, die

Geschädlgton dann Jedoch trotz oines gleichwertigen günstigeren Angebotos dor
Beklagton auf das tourere Angebot der Klägerin zurückgegriffen hätten, Die Beklagte

hat Indes in allen vler Fällen den Geschädigten keirr glelchweftlges Angebot

unterbreitet,

Ohne welteres gilt dles für die telefonischen Angebote in den Fällen 3 und 5. Denn in

diesen Fäilen hat die Beklagte den Geschädlgten nur die Anmlotung olnes nlcht

näher bezeichneten Mietfahrzeuges zu elnem Tagesnettopreis von 58,00 Euro baru.

51,00 Euro angeboten. Welche Anmietbedingungen lm Übrigen den Geschädlgten

unterbreltet wurden, lst nach dom Vortrag der Beklagten nicht mehr rekonstrulerbar,

Altet für den Geschädigten wlchtlgen Fragen wie Erfordsrnls der Vorleistung,

Notwendlgkelt einer Kaution oder Inhaberschaft elnor Kreditkarte, Möglichkeit eines

Zweltfahrers, Zustollung und Abholung des Mietwagens, Zusatzausrüstung mit

Winterreifen und Navlgatlonsgerät oder Modalitäten elner Voll' und

Teilkaskoversicherung samt Höhe des Selbstbehalts slnd den beiden telefonlschen

Angeboten der Beklagten in den Fällen 3 und 5 nlcht zu entnehmen, so dass

Gleichwertigkelt der Angebote ersichtllch ausscheidet. Dfe Beklagte kann nicht damit
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gohört wsrden, dle Chance der Beklagten, ein telefonisches Angebot zu unterbrelten,

hänge auch von der Bereitschaft des Geschädlgten ab, zuzuhören, da es der

Beklagten unbenommen blelbt, wie in den Fällen 1 und 4, den Geschädigten ein

schrlftllches Angebot zu unterbreiten,

Auch das schriftliche Angebot in Fall 1 lst nicht glelchweftig. Denn es verhält sich

nicht zur Frage des Erfordernisses der Vorleistung, der Notwendigkeit einer Kautlon

oder Inhaberschaft einer Kredltkarte, der Möglichkeit eines Zweitfahrers, der

Zusatzausrüstung mlt Winterrelfen und Navlgatlonsgerät oder der Höhe des

Sel bstbehalts ei ner Voll- u nd Tei lkaskoversicheru ng,

Schlleßlich ist auch das schrlftllche Angebot der Beklagten in Fall 4 nicht

glelchwertig. Denn os sieht elnen Selbstbehalt bsl der Vollkasko von 350,00 Euro

vor, während dle Klägorin hier einen Selbstbehalt von nur 300,00 Euro anbietet. Zum

Solbstbehalt des Kunden bei der Teilkasko verhält sich das Angebot gar nicht. Das

Angebot differenzisrt auch nicht nach Wochen-, Dreltages- und Tagospauschalen,

sondern nennt lediglich Tagespauschalen.

Insgesamt unglelchwerlig sind alle vier Angebote der Beklagten vor dem Hintergrund,

dass den Geschädigten ledigllch Nettopreise genannt werden, Zwar unterliegt die

Beklagte als Vermittler nicht der Preisangabenverordnung. Sle suggeriert den

Geschädlgten durch Angabe der Nettopreise jedoch falsche Verglelchsgrundlagen,

da die von den Autovermletern genannten Preise nattirlfch Bruttopreise seln müssen.

Wer ats Geschädigter lm schriftlichen Angebot den Zusatz, dass es sich um

Nettopreise handelt, übersieht, komrnt bol Preisverglsichen möglicherwelse zu

falschen Ergobnlssen. Es ist kelnem Geschädlgten zuzumuten, bei jedem einzelnen

von der Beklagten genannton Mietpreis mühsam den zutreffenden Bruttopreis

auszurechnen. Für die Angabe von Nettoprelsen gibt es auch gar keinen sachllchen

Grund. Vlelmehr drängt slch der Verdacht auf, dass diose Vorgehensweise nur der

lrreführung dlent - und damlt unseriös lst. Auf unserlöse Angebote muss kein

Geschäd igter elngehen.

D Unter Zugrundelegung der vorstehenden Ausführungen hat dle Klägerin im

Ei nzel nen folgende Ersatzansprttche :

Fall 1: Geschädigtertf

P.01 1/01 s
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1 x Wochenprels Grundprels:

Euro

1 x Wochenpreis Voll-/Teilkasko

. '188,00 Euro

Winterreifen,T x 10,00 Euro

Euro

Zusatzfahrer,7 x 12,00 Euro

(TAX) P.01 2/0 1 5

644,00

70,00

84,00

Euro

ZrJglellen/Abholgn. 2 x 25.00 Euro _..._ 50,00

Euro

Surnme:

1 ,016,00 Euro

480,17 Euro.

Fall 2: Qeschädlgte 5Lr
1 x 3-Tagespreis Grundprels

Euro

1 x 3-Tagespreis Voll-/Teilkasko

60,00 Euro

Wirrterreifen,3 x 1Q,00 Euro

Euro

219,00

30,00

Elrre_
Summe:

359,00 Euro

Abegl,qeleistete Zahlun-qen i.H.v. 210.77

Euro

148,23 Euro

Fall 3: Geschädlgte n.*,
1 x 3-Tagesprels Grundprels

Euro

1 x Tagespreis Grundpreis

Euro

105,00 Euro

315,00
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1 x 3-Tagespreis Voll-/Tellkasko

72,00 Euro

1 x Tagespreis Voll-/Teilkasko

Euro

Wlnterreifen, 4 x 10,00 Euro

Euro

Navigation, 4 x 10,00 Euro

40,00 Euro

Zusatzfahrer, 4 x 1 2,00 Euro

Euro

Zuetoll

fAx) P.013/01 5
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24,00

40,00

49,00

Euro

Summe:

694,00 Euro

?bzql. oeletstote Zahlunoen LH,v. - .. 312,73

Eurq
341,2T Euro

Fall 4: Geschädigte ä-
1 x Tagesprels Grundprels

94,00 Euro

1 x Tagesprels Voll-/Tellkasko

Euro

22,O0

Eurq.

Summe:

166,00 Euro

Euro

12A,78 Euro

Fall 5: Geschädlgter ä*
2: x Wochenprels Grundprels zu je 044,00 Euro:

1 x 3-Tagesprels Grundpreis

Euro

1 x Tagesprels GrundPrels

1.288.00 Euro

105.00 Euro

315,00
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Pauschaler Aufschlag 2Ao/o 341 '60

Euro ':

2 x Wochenpreis VollJTeilkasko zu je 168,00 Euro 336,00 Euro

1 x 3-Tagespreis Voll-/Tellkasko

72.00 Euro

1 x Tagespreis Voll-/Tellkasko 24,00

Euro

Navigatlon, 18 x 10,00 Euro 1 80,00

Euro

Zustellen/Abholen. 2 x 25.QQ Euro .. 50,00

Euro

Summe:

2.711,60 Euro

abzql. qelelstete Zahlungen i.H.v. . ..J.463.32

Fsiq
1,248,28 Euro.

Fall 6: Geechädigte IF
1 x Tagespreis Grundpreis

85,Ö0 Euro

Pauschaler Aufschlag 2A% 13,00

Euro

1 x Tagespreis Voll-/Teilkasko 18,00

Euro

Zusatzfahre(,1x 12,00 Euro 12,00

Euro

Vermleto-lL außerhalb der Geschäftszeiten ... 60,QQ Euro

Summe:

168,00 Euro

Abzsl. seleistete Zahlunqen i.H.v. _._- _- 98,12,

Euro

69,88 Euro

ln der Summe ergibt slch eln der Klägerin zustehender Betrag in Höhe von 2,448,61

Euro.

fA)() P.014/015
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2. Der Zlnsanspruch folgt aus SS 280 Abs, 1

Verzug lst in jedem Fall mit Ablauf der in

eingetreten,

fAx) P.01 s/015

und 2, 289,298 Abs, 1 BGB' Der

den Mahnungen 'gesetzten Fristen

3. Dle Klägerln hat ferner gegen die Beklagte Anspruch auf Erstattung

vorgerichtllcher Rechtsanwaltekosten in Höhe von 124,A5 Euro aus SS 280 Abs. 1

und 2, 280 Abs. 1 BGB. Die Klägerin hat dle Bektagte in jedem Schadensfall nach

Eintrltt des Verzugs mlt anwaltlichom Schrelben zur Regulierung aufgefordert,

Berechtigt waren die Mahnungen bls zu elnem Streitwert von 2.500,00 Euro. Da

gemäß S 1Ea RVG dte außergerlchtliche Geschäftsgebühr zur Hälfte auf dte

Verfahrensgebühr anzurechnen ist, kann die Ktägerin ledoch nur elne 0,05-fache

Geschäftsgebühr in Höhe von 104,05 Euro zuzügllch Auslagenpauschale In Höhe

von 20 Euro In Ansatz bringen, Die darüber hinaus gehende Klagefordqrung ist

unbegründet.

4, Der Zinsanspruch bezüglich der vorgerlchtlichen Rechtsanwaltskosten folgt aus $$

2g1,2BB Abs. 1 Satz 2 BGB-

ll. Dle Entscheidung rliber die Kosten beruht auf $ 92 Abs' 1 S. 1 ZPO; die

Entscheidung zur vorläuflgen Vollstreckbarkelt auf S 709 S, 1 und 2 ZPO und $$ 708

Nr. 11 ,711 ZPO

Streltwert: 2,7 1 4,84 Euro

Fühllng
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